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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtshilfe

Mit einer Motion verlangte Nationalrätin Dormann (cvp, LU) einerseits eine Ausdehnung
der von der Schweiz gewährten internationalen Rechtshilfe auf hierzulande nicht
strafbare Fiskal- und Währungsdelikte wie etwa Steuerhinterziehung oder
Devisenexporte. Zum anderen forderte sie eine Beschleunigung der Verfahren,
insbesondere durch eine Verlagerung der Kompetenzen von den Kantonen auf das
Bundesamt für Polizeiwesen. Der Bundesrat sprach sich – auch unter Berufung auf
bisherige Parlamentsentscheide – gegen den ersten Teil der Motion aus und verwies
beim zweiten Teil auf die bereits vorliegenden Vorschläge einer von ihm eingesetzten
Expertenkommission, welche weitgehend in dieselbe Richtung zielen. Der Nationalrat
folgte dem Vorsteher des EJPD und überwies den Vorstoss als Postulat. An einer Tagung
der Aktion «Schweiz ohne Fluchtgelder» informierte der Vizedirektor des Bundesamtes
für Polizeiwesen, Pierre Schmid, über den Stand der Vorarbeiten zu einer Revision des
Rechtshilfegesetzes. Als wesentliches Element ist eine Verfahrensbeschleunigung
vorgesehen, welche durch eine Reduktion der Anzahl Rekursmöglichkeiten während des
Verfahrens und einer restriktiveren Definition der Beschwerdelegitimation erreicht
werden soll. 1

MOTION
DATUM: 16.12.1992
HANS HIRTER

Strafrecht

Die Verfolgung der auf internationalem Niveau tätigen Kriminellen (namentlich im
Bereich des organisierten Verbrechens und der Wirtschaftskriminalität) wird durch die
kantonale Organisation der Polizei- und Justizbehörden erschwert. Der Ständerat hiess
deshalb – trotz föderalistischer Bedenken Danioths (cvp, UR) – eine Motion Rhinow
(fdp, BL) für eine Vereinheitlichung der Strafprozessordnung in der Schweiz gut. Der
Bundesrat hatte sich ursprünglich für die Umwandlung in ein Postulat ausgesprochen,
nachdem aber eine Expertengruppe ebenfalls Handlungsbedarf konstatiert hatte, war er
mit der Motionsform einverstanden. Er nahm den Vorschlag zudem in den
Vernehmlassungsentwurf für die Totalrevision der Bundesverfassung auf. Auch der
Nationalrat stellte sich hinter den Vorstoss und überwies zudem noch eine
gleichlautende Motion Schweingruber (fdp, JU) (Mo. 94.3181). Dieselbe Zielrichtung
verfolgen auch die im Berichtsjahr eingereichten Standesinitiativen der Kantone Basel-
Stadt, Basel-Land, St. Gallen und Solothurn. 2

MOTION
DATUM: 10.04.1995
HANS HIRTER

Da die Ermittlungen bei grossen Wirtschaftsdelikten oft sehr umfangreich, komplex
und damit zeitraubend sind, beantragte Nationalrat Jositsch (sp, ZH) mit einer Motion
eine Verlängerung der Verjährungsfristen für derartige Delikte, damit ein Strafprozess
überhaupt durchgeführt werden kann. Mit dem Einverständnis des Bundesrates
überwiesen beide Parlamentskammern den Vorstoss. 3

MOTION
DATUM: 10.12.2009
HANS HIRTER

Kriminalität

Zusätzlicher strafrechtlicher Regelungsbedarf besteht weiterhin auf dem Gebiet der
sogenannten Internetkriminalität. Sowohl bei der Übermittlung unerlaubter
Darstellungen und Meinungsäusserungen (z.B. Gewalt, verbotene Pornografie,
rassistisches Gedankengut) als auch bei der Vermittlung von illegalen Geschäften (z.B.
Kinderhandel) bestand bisher rechtliche Unsicherheit über die Strafbarkeit des sog.
Access-Providers, also der Firma, welche den einzelnen Nutzern den Zugang zum
Internet ermöglicht. Die Frage nach deren rechtlicher Verantwortlichkeit ist
insbesondere auch deshalb von Bedeutung, weil sich die Inhaber von Internetseiten mit
in der Schweiz verbotenen Darstellungen und Angeboten meist nicht in der Schweiz
selbst befinden. Das Parlament überwies eine Motion Pfisterer (fdp, AG), welche in
allgemeiner Form eine international harmonisierte Regelung fordert. Der Nationalrat
hiess zudem eine Motion Aeppli (sp, ZH) gut, welche eine Zentralisierung der
Ermittlungen im Bereich der sexuellen Ausbeutung von Kindern im Internet beim Bund
fordert. 4

MOTION
DATUM: 20.09.2001
HANS HIRTER
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Der Vollzug des seit 1998 auf sogenannte Finanzintermediäre (Treuhänder, Anwälte etc.)
ausgedehnten Geldwäschereigesetzes ergab weiterhin Probleme. Zum einen erwies
sich die Kontrollstelle des Bundes als personell unterdotiert. Der Nationalrat hiess
diskussionslos eine vom Bundesrat nicht bestrittene Motion Spielmann (pda, GE) für
eine ausreichende Dotierung gut, und er überwies diejenigen Teile einer Motion Grobet
(-, GE) in Postulatsform, welche die Ausgestaltung der Kontrollstelle für die Bekämpfung
der Geldwäscherei in eine verwaltungsunabhängige Instanz (analog zur
Bankenkommission) und eine bessere personelle Ausstattung verlangen. Zum anderen
empfahl ein Bericht der GPK-NR unter anderem die Einführung einer
Bagatellfallregelung, um eine Überflutung mit Verfahren zu vermeiden. Gegen
Jahresende setzte der Bundesrat eine Kommission ein, welche Vorschläge zur
Schaffung einer einheitlichen Kontrollbehörde für alle Bereiche des Finanzmarkts
erarbeiten soll. 5

MOTION
DATUM: 05.10.2001
HANS HIRTER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Mit einer Motion forderte die Freiburger Ständerätin Johanna Gapany (fdp), dass der
Bund den Schutz von Cyberangriffen auf die KMU sowie auf die kantonalen und
kommunalen Verwaltungen ausdehnt. Nach Meinung der Freisinnigen verfüge nur der
Bund über die geeigneten Ressourcen und Kompetenzen, um diese kritischen
Infrastrukturen vor Angriffen aus dem Internet zu schützen. In der Wintersession 2021
überwies der Ständerat die Motion auf Antrag von Charles Juillard (mitte, JU)
stillschweigend an seine SiK zur Vorberatung. Entgegen der ablehnenden Haltung des
Bundesrates, der auf das Subsidiaritätsprinzip pochte und auf die bereits getroffenen
Massnahmen verwies, müsse vertieft geprüft werden, ob in diesem Bereich nicht besser
der Bund verstärkt eingreifen sollte, begründete der Jurassier seinen Ordnungsantrag. 6

MOTION
DATUM: 07.12.2021
MARCO ACKERMANN

Die SiK-SR gab im Februar 2022 bekannt, die Motion Gapany (fdp, FR) zur Ausdehnung
des Schutzes vor Cyberangriffen auf KMUs sowie auf die kantonalen und kommunalen
Verwaltungen bis zum folgenden Quartal zu sistieren. Die Kommission wollte das
Anliegen zusammen mit zwei parlamentarischen Initiativen (21.507 und 21.495)
behandeln, welche ebenfalls das Thema Cybersicherheit betrafen. Zudem bat die
Kommission die Verwaltung darum, einen Bericht über die Handlungsspielräume des
Bundes in Sachen Erhöhung der Cybersicherheit für die Kantone, Gemeinden sowie
KMUs zu erarbeiten. Im Mai 2022 zog die Freiburger Ständerätin ihr Anliegen
schliesslich zurück. 7

MOTION
DATUM: 11.05.2022
MARCO ACKERMANN

Wettbewerb

Im Dezember 2022 stand im Nationalrat eine Motion der WAK-NR zu einer
Untersuchung von Wettbewerbsproblemen bei Brenn- und Treibstoffen auf der
Traktandenliste. Die Kommissionsmehrheit argumentierte, dass seit dem russischen
Angriffskrieg auf die Ukraine die Energiepreise – vor allem bei Öl und Gas sowie deren
Derivaten – stark angestiegen seien. Dies sei zwar einerseits angesichts der
schwierigeren Umstände verständlich, allerdings habe sich etwa der Preis von Benzin
und Diesel vom Erdölpreis abgekoppelt, was Fragen aufwerfe. Das WBF solle deshalb
analog zu Nachbarländern wie Deutschland oder Österreich die WEKO und den
Preisüberwacher damit beauftragen, diesbezüglich Untersuchungen – namentlich in
den Bereichen der unzulässigen Wettbewerbsabreden, dem Missbrauch der relativen
Marktmacht sowie dem sogenannten Schweiz-Zuschlag – durchzuführen. Die
Gewinnmargen der fossilen Händler hätten auch im Lichte der Kaufkraftdebatte an
Bedeutung gewonnen, so die Kommission in ihrer Begründung. Während eine Mehrheit
der Kommission in diesem strategischen Sektor einen «Konkurrenzmangel» vermutete,
wie Kommissionsprecherin Sophie Michaud Gigon (gp, VD) erklärte, verneinte die
Minderheit dies. Olivier Feller (fdp, VD) mahnte denn auch davor, der WEKO den
entsprechenden Auftrag zu erteilen, da diese als unabhängige Institution agieren solle
und derzeit auch keine konkreten Anhaltspunkte für eine Wettbewerbsverzerrung
vorlägen. Des Weiteren sei der Preisüberwacher bereits aktiv geworden. Auch
Bundesrat Guy Parmelin war im Rat davon überzeugt, dass die Aufsichtsbehörden ihre

MOTION
DATUM: 14.12.2022
MARCO ACKERMANN
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Aufsichtsarbeiten unabhängig und sorgfältig wahrnehmen würden und eine Intervention
vonseiten seines Departements nicht angezeigt sei. Mit 106 zu 81 Stimmen bei 2
Enthaltungen nahm der Nationalrat die Motion dennoch an. Als Zweitrat wird sich der
Ständerat mit der Motion beschäftigen. 8

Entgegen der Meinung des Nationalrats lehnte der Ständerat in der Sommersession
2023 eine Motion für eine Untersuchung von Wettbewerbsproblemen bei Brenn- und
Treibstoffen stillschweigend ab. Die vorberatende WAK-SR hatte bereits im März
desselben Jahres ihrem Rat einstimmig beantragt, das Anliegen ihrer
Schwesterkommission abzulehnen, da keine konkreten Hinweise auf unzulässige
Wettbewerbsbeschränkungen bestünden und sich die Preissituation erholt habe. Mit
der Ablehnung im Ständerat war die Motion erledigt. 9

MOTION
DATUM: 15.06.2023
MARCO ACKERMANN

Geld, Währung und Kredit

Kapitalmarkt

In der Frühjahrssession 2014 befasste sich der Ständerat nach 2010 erneut mit einer
Motion, die im Nachgang zur UBS-Rettung von seiner GPK-SR eingereicht worden war.
In der ursprünglichen Fassung verlangte der Vorstoss, dass systemrelevante
Unternehmen in Fällen von Gläubigerschädigung und Misswirtschaft straffähig sein
sollten, wenn sie massgeblich vom Staat unterstützt wurden. Nach geltendem Recht war
eine solche Straffähigkeit nur im Konkursfall vorgesehen. Der Nationalrat hatte die
Motion 2011 leicht abgeschwächt. Zusätzlich zur staatlichen Intervention sollte die
Notwendigkeit der Intervention durch Misswirtschaft verursacht worden sein,
andernfalls sollten die Unternehmen in Fällen von Gläubigerschädigung und
Misswirtschaft weiterhin nur im Konkursfall straffähig bleiben. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung der Motion. Er argumentierte, dass ein Strafbedürfnis nur
bestünde, wenn die Vermögen der Betroffenen zumindest gefährdet worden seien.
Gerade durch die staatliche Unterstützung wäre dies aber nicht gegeben, weshalb
unklar sei, welches Rechtsgut mit der Regelung geschützt werden sollte. Weiter würde
die Annahme der Motion zu einer Ungleichheit führen, weil private Interventionen nicht
zu einer Straffähigkeit führten, staatliche Unterstützung hingegen schon. Im Vergleich
mit Strafbestimmungen erachtete die Landesregierung präventive Massnahmen
(Verstärkung des Eigenkapitals, Erhöhung der liquiden Mittel) als besser geeignet, um
Unternehmen vor einer Staatsrettung zu bewahren. Der Ständerat folgte dieser
Argumentation nicht. Er war der Meinung, dass eine durch Misswirtschaft notwendig
gewordene Staatsrettung nicht sanktionsfrei bleiben dürfe. Der Kommissionssprecher
Hans Hess (fdp, OW) beurteilte die bundesrätliche juristische Argumentation zwar als
richtig, erachtete die Forderung der Motion aber hauptsächlich als rechtspolitisch
motiviert. Sie sei als „Ausdruck des Unbehagens“ gegenüber einer möglichen
Staatsrettung ohne strafrechtlicher Konsequenzen im Falle von Gläubigerschädigung
und Misswirtschaft zu verstehen. Mit deutlicher Mehrheit (33 zu 2 Stimmen bei 1
Enthaltung) entschieden sich die Kantonsvertreter/innen, die Motion an den Bundesrat
zu überweisen. 10

MOTION
DATUM: 19.03.2014
FABIO CANETG
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